
ABRISS ODER BESETZUNG?

Mit Direkter Aktion bezeichnen wir eine kollektive 
Handlung, durch die möglichst unmi�elbar ein ge-
meinsames Bedürfnis befriedigt werden kann. 

Wie weiter mit der Fachhochschule? 
Direkte Aktion als stadtpolitisches Mi�el

WAS IST DIREKTE AKTION?

Die politischen Mi�el für den Erhalt der FH sind ausgeschöp�:

1990: SVV-Beschluss 
zur „behutsamen 
Wiederannäherung“

1991: Leitlinie für Denk-
malp�ege in Potsdam

1997: Vorlage des 
Gestaltplans Potsdam 
an die Welterbekom-
mission



Der klassische Fall einer Direkten Aktion ist der Streik für kür-
zere Arbeitszeiten oder mehr arbeitsfreie Tage. Hier haben sich 
Arbeiter*innen zusammengeschlossen und ein Bedürfnis nach 
weniger Arbeitszeit durch das gemeinsame Fernbleiben von 
der Arbeit befriedigt. 

Schnell hat die Direkte Aktion jedoch auch andere Formen 
angenommen: die Blockade von Baustellen, um die Errichtung 
einer Pipeline zu verhindern; Mietstreiks, bei denen die 
Mieter*innen koordiniert aufhören, Miete zu zahlen und so der 
Bedarf nach bezahlbarem Wohnraum unmi�elbar befriedigen 
können; die Sabotage von Wa�en um eine Mobilisierung für 
einen Krieg zu verhindern, der Freund*innen das Leben kosten 
würde. Bei der Direkten Aktion geht es nicht um Legalität, 
sondern um Legitimität. Um aktiv zu werden brauchen die 
Menschen einer Stadt weder Staat noch Partei. Sie können sich 
verbünden, über ihre Interessen und Wünsche austauschen 
und gemeinsam handeln. 

WARUM IST SIE LEGITIM IM FALL DER FACHHOCHSCHULE?
Die Mi�el, die im Rahmen der Parteipolitik in der Stadt o�enste-
hen, wurden ausgeschöp�. Durch sie kann ein Abriss der 
Fachhochschule nicht mehr verhindert werden. Der deutlich

1999: SVV-Beschluss 
zum „Sanierungsge-
biet Potsdamer Mi�e“

2001: SVV-Beschluss 
Neuordnungskonzept 
Sanierungsgebiet

2006: Neubau des 
Stadtschlosses steht 
fest

2000: Beschluss zum 
Wiederaufbau Stadt-
schloss



 vorhandene Wille, das Gebäude zu erhalten und weiterzunut-
zen, der im Bürger*innenbegehren mit fast 15.000 Unterschrif-
ten seinen Ausdruck gefunden hat, wurde ignoriert. Die vielfäl-
tige Ressource des FH-Gebäudes – als großzügiger ö�entlich 
nutzbarer Raum im Herzen der Stadt – geht durch Abriss, 
Privatisierung und gewinnorientierte Nutzung verloren. 

Da also o�enbar das Bedürfnis nach einem von allen 
Menschen nutzbaren Raum vorhanden ist und es mit der 
Fachhochschule ein Gebäude gibt, das dieses Bedürfnis befrie-
digen kann, ist für uns die Direkte Aktion die angemessene 
Handlungsform zur gemeinsamen Verwirklichung dieser Inter-
essen. Vor dem Hintergrund des geplanten Abrisses gibt es aus 
unserer Sicht nur noch zwei Alternativen: Aufgeben oder 
Besetzen! Menschen in Potsdam können sich zusammen-
schließen, um die Vernichtung einer Ressource zu verhindern 
und deren Nutzung selbst zu organisieren. Abseits von histori-
scher Verklärung und Pro�tinteressen kann so ein den Bedürf-
nissen der Menschen in Potsdam entsprechender Umgang mit 
dem Gebäude unmi�elbar selbst ins Werk gesetzt werden. Der 
mit einer Besetzung geö�nete Raum kann dabei auch die 
Freiheit bieten, Wünsche für die Stadt zu entwickeln.

2011: Beschluss Kauf-
vertrag FH-Gebäude

2010-2016: 
Konkretisierungen des 
Bebauungsplans

April 2016: Start Bür-
gerbegehren „Potsda-
mer Mi�e neu denken“

August 2016: Jakobs 
präsentiert Rechtsgut-
achten zur Ungültigkeit 
des Bürgerbegehrens



Direkte Aktionen wie eine solche Besetzung sind soziale und 
kommunikative Vorgänge, die im Alltag von Lohnarbeit, Schule, 
Studium oder Jobcenter nicht vorkommen. Dort verinnerlichen 
wir Vereinzelung und Konkurrenzdenken sta� gemeinscha�li-
chem Handeln. Die Praxis der Direkten Aktion kann Früchte 
tragen, auch weit über den Fall der Fachhochschule und der 
Potsdamer Mi�e hinaus.

WAS TUN?
RETTEN WAS ZU RETTEN IST!
Abriss oder Besetzung?

Diskussionsveranstaltung 
zum Erhalt der Fachhochschule

Sonntag, 14. Mai 2017, 15.30 Uhr
KOSMOS im Rechenzentrum

bittestehenlassen.noblogs.org

September 2016: 
SVV-Beschluss zur 
Ungültigkeit des Bür-
gerbegehrens

März 2017: Verwal-
tungsgericht erklärt 
Bürgerbegehren für 
unzulässig

Besetzung der FH?


